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4 6 5 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Fran-
zösischen Republik betreffend den Wiederaufarbeitungsvertrag GKT —
COGEMA
(NR: GP XIV RV 895 AB 973 S. 97. Einspr. d. BR: 988 AB 992 S. 101.
BR: AB 1855 S. 378.)

4 6 6 . Abkommen zwischen dem Generalkommissär des Hilfswerkes der Vereinten Nationen für
Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten und der Österreichischen Bundesregie-
rung über Privilegien und Immunitäten des Hauptquartiers in Wien

4 6 5 .

Der Nationalrat hat gemäß Art. 42 Abs. 4 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929 bei Anwesenheit der verfassungsmäßig vorgesehenen Anzahl der Abgeordneten seinen
ursprünglichen Beschluß, womit dem Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages die verfassungs-
mäßige Zustimmung erteilt wurde, wiederholt.

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Französischen Republik betreffend den Wiederaufarbeitungsvertrag GKT — COGEMA

(Übersetzung)

MINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
DER BOTSCHAFTER FRANKREICHS
GENERALSEKRETÄR

Paris, den 18. Mai 1978

Herr Botschafter,

Unter Bezugnahme auf den am 31. März 1978
zwischen der Compagnie Générale des Matières
Nucléaires (im folgenden COGEMA genannt)
und der Gemeimschaftskernkraftwerk Tullner-
feld Gesellschaft m. b. H. (im folgenden GKT
genannt) abgeschlossenen Vertrag über die Wie-
deraufarbeitung durch die COGEMA bestimmter
Mengen abgebrannter Brennelemente aus Öster-
reich innerhalb gewisser Zeiten beehre ich mich,
Ihnen die folgenden Punkte zur Kenntnis zu
bringen:

1. Die beiden Regierungen verpflichten sich,
auf jedes Kernmaterial, das Gegenstand des ge-
nannten Vertrages ist, die Bestimmungen über
das Verbot von Kernexplosionen, enthalten im
§ 2 des Appendix „Richtlinien für Nukleartrans-
porte" zum Informationszirkular der Internatio-
nalen Atomenergie-Agentur, INFCIRC/254, vom
Februar 1978, die entsprechenden Bestimmungen
über Sicherungsmaßnahmen, enthalten im § 3
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und im Annex B des genannten Appendix, und
die entsprechenden Bestimmungen über die Kon-
trolle der Weiterausfuhr, enthalten im § 10 des
genannten Appendix, anzuwenden.

2. Unbeschadet der Bestimmungen des Ver-
trages haben die Modalitäten über die Verwah-
rung, die Zwischenlagerung, die Verbringung
und Nutzung von Plutonium im Falle der Wie-
derausfuhr aus Frankreich nach der Wiederauf-
arbeitung sowie die Form, in der das Plutonium
rückgeliefert wird, zu gegebener Zeit Gegenstand
eines Abkommens zwischen den beiden Regie-
rungen zu sein.

3. Eine Klausel des genannten Vertrages sieht
vor, daß die COGEMA berechtigt ist, der GKT
die radioaktiven Abfälle aus der Wiederaufar-
beitung des betreffenden abgebrannten Brenn-
elementes (oder das den genannten Abfällen Ent-
sprechende) zu liefern, vorausgesetzt, daß dies
in einer Form erfolgt, die ihren völlig sicheren
Transport zum Ort der Lagerung gestattet und
ihre Lagerung entsprechend den anzuwenden-
den Richtlinien ermöglicht. Daher ist im Vertrag
überdies festgelegt, daß mit der Wiederaufarbei-
tung erst begonnen wird, sobald ein Abkommen
über die Bedingungen für die Rücknahme der
Abfälle besteht.

Die Genehmigung des genannten Vertrages
durch die Behörden der Französischen Republik
ist abhängig von der Aufnahme der obenge-
nannten Bestimmungen in den Vertrag.

Die Regierung der Französischen Republik
würde es daher begrüßen, namens der österreichi-
schen Regierung die Zusicherung zu erhalten,
daß diese keine gesetzliche oder verordnungs-
mäßige Initiative zu ergreifen beabsichtigt, die
die COGEMA daran hindern würde, von dem
Recht Gebrauch zu machen, die radioaktiven Ab-
fälle an die GKT zu liefern, und daß die öster-
reichische Regierung sich im Rahmen der diesbe-
züglichen gesetzlichen Bestimmungen verpflich-
tet, die Ausübung dieses Rechtes zu erleichtern.

Die französische Regierung bestätigt außer-
dem, daß mit der Wiederaufarbeitung zur gege-
benen Zeit erst dann begonnen wird, wenn die
praktischen Bedingungen und Vereinbarungen
im Zusammenhang mit der Rücknahme der Ab-
fälle von beiden Teilen als zufriedenstellend an-
gesehen werden.

Sollten die vorstehenden Bestimmungen die
Zustimmung der österreichischen Regierung fin-
den, beehre ich mich vorzuschlagen, daß dieses
Schreiben und das Antwortschreiben Eurer Ex-
zellenz ein Abkommen zwischen unseren beiden
Regierungen darstellen. Beide Regierungen wer-
den einander den Abschluß der für das Inkraft-
treten dieses Notenwechsels vorgesehenen ver-
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fassungsmäßigen Voraussetzungen mitteilen. Die-
ser Notenwechsel wird am 20. Tag nach dem Da-
tum der letzten dieser Notifikationen in Kraft
treten.

Ich benütze diese Gelegenheit, Herr Botschaf-
ter, Ihnen die Versicherung meiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu erneuern.

Jean-Marie Soutou

An Seine Exzellenz Herrn Ot to E i s e l s b e r g ,
Österreichischer Botschafter in Paris

(Übersetzung)

DER ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFTER

Paris, den 18. Mai 1978

Herr Botschafter,

Ich beehre mich, den Inhalt Ihres Schreibens
vom 18. Mai 1978 zu bestätigen, das folgenden
Wortlaut hat:

„Unter Bezugnahme auf den am 31. März
1978 zwischen der Compagnie Générale des Ma-
tières Nucléaires (im folgenden COGEMA ge-
nannt) und der Gemeinschaftskernkraftwerk
Tullnerfeld Gesellschaft m. b. H. (im folgenden
GKT genannt) abgeschlossenen Vertrag über die
Wiederaufarbeitung durch die COGEMA be-
stimmter Mengen abgebrannter Brennelemente
aus Österreich innerhalb gewisser Zeiten beehre
ich mich, Ihnen die folgenden Punkte zur Kennt-
nis zu bringen:

1. Die beiden Regierungen verpflichten sich,
auf jedes Kernmaterial, das Gegenstand des ge-
nannten Vertrages ist, die Bestimmungen über
das Verbot von Kernexplosionen, enthalten im
§ 2 des Appendix „Richtlinien für Nuklear-
transporte" zum Informationszirkular der Inter-
nationalen Atomenergie-Agentur, INFCIRC/254,
vom Februar 1978, die entsprechenden Bestim-
mungen über Sicherungsmaßnahmen, enthalten
im § 3 und im Annex B des genannten Appen-
dix, und die entsprechenden Bestimmungen über
die Kontrolle der Weiterausfuhr, enthalten im
§ 10 des genannten Appendix, anzuwenden.

2. Unbeschadet der Bestimmungen des Vertra-
ges haben die Modalitäten über die Verwahrung,
die Zwischenlagerung, die Verbringung und Nut-
zung von Plutonium im Falle der Wieder-
ausfuhr aus Frankreich nach der Wiederaufar-
beitung sowie die Form, in der das Plutonium
rückgeliefert wird, zu gegebener Zeit Gegenstand
eines Abkommens zwischen den beiden Regie-
rungen zu sein.
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3. Eine Klausel des genannten Vertrages sieht
vor, daß die COGEMA berechtigt ist, der GKT
die radioaktiven Abfälle aus der Wiederaufar-
beitung des betreffenden abgebrannten Brenn-
elementes (oder das den genannten Abfällen Ent-
sprechende) zu liefern, vorausgesetzt, daß dies in
einer Form erfolgt, die ihren völlig sicheren
Transport zum Ort der Lagerung gestattet und
ihre Lagerung entsprechend den anzuwenden-
den Richtlinien ermöglicht. Daher ist im Ver-
trag überdies festgelegt, daß mit der Wiederauf-
arbeitung erst begonnen wird, sobald ein Ab-
kommen über die Bedingungen für die Rück-
nahme der Abfälle besteht.

Die Genehmigung des genannten Vertrages
durch die Behörden der Französischen Republik
ist abhängig von der Aufnahme der obenge-
nannten Bestimmungen in den Vertrag.

Die Regierung der Französischen Republik
würde es daher begrüßen, namens der österrei-
chischen Regierung die Zusicherung zu erhalten,
daß diese keine gesetzliche oder verordnungs-
mäßige Initiative zu ergreifen beabsichtigt, die
die COGEMA daran hindern würde, von dem
Recht Gebrauch zu machen, die radioaktiven
Abfälle an die GKT zu liefern, und daß die
österreichische Regierung sich im Rahmen der
diesbezüglichen gesetzlichen Bestimmungen ver-
pflichtet, die Ausübung dieses Rechtes zu er-
leichtern.

Die französische Regierung bestätigt außer-
dem, daß mit der Wiederaufarbeitung zur ge-
gebenen Zeit erst dann begonnen wird, wenn
die praktischen Bedingungen und Vereinbarun-
gen im Zusammenhang mit der Rücknahme der
Abfälle von beiden Teilen als zufriedenstellend
angesehen werden.

Sollten die vorstehenden Bestimmungen die
Zustimmung der österreichischen Regierung fin-
den, beehre ich mich vorzuschlagen, daß dieses
Schreiben und das Antwortschreiben Eurer Ex-
zellenz ein Abkommen zwischen unseren beiden
Regierungen darstellen. Beide Regierungen wer-
den einander den Abschluß der für das Inkraft-
treten dieses Notenwechsels vorgesehenen ver-
fassungsmäßigen Voraussetzungen mitteilen.
Dieser Notenwechsel wird am 20. Tag nach dem
Datum der letzten dieser Notifikationen in Kraft
treten."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz hiezu mitzu-
teilen, daß die vorstehenden Bestimmungen die
Zustimmung der österreichischen Regierung fin-
den. Das Schreiben, welches Sie mir übersandt
haben, und dieses Antwortschreiben bilden ein
Abkommen zwischen unseren beiden Regierun-
gen, welches gemäß den in diesem Schreiben fest-
gelegten Bedingungen in Kraft treten wird.
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Ich benütze diese Gelegenheit, Herr Bot-
schafter, Ihnen die Versicherung meiner ausge-
zeichneten Hochachtung zu erneuern.

Otto Eiseisberg

An Seine Exzellenz Herrn Jean-Marie S o u t o u,
Französischer Botschafter
Generalsekretär des Ministeriums für Auswärtige An-
gelegenheiten
P a r i s

Die Ermächtigung zur Durchführung des in Punkt 3 letzter Absatz des Staatsvertrages vor-
gesehenen Notenwechsels wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Vizekanzler
gegengezeichnet; der Staatsvertrag ist gemäß seinem Punkt 3 letzter Absatz am 21. August 1978
in Kraft getreten.

Androsch

466 .

Abkommen zwischen dem Generalkommissär des Hilfswerkes der Vereinten Nationen
für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten und der Österreichischen Bundesregierung über

Privilegien und Immunitäten des Hauptquartiers in Wien

(Übersetzung)
VEREINTE NATIONEN
Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten

Büro des Generalkommissärs
UNRWA, Hauptquartier, Beirut, Libanon
OR 120(4)

28. Juni 1978

Herr Minister!

Ich beehre mich, auf mein Schreiben vom
9. Juni 1978 Bezug zu nehmen, mit dem ich die
Annahmebereitschaft zum Angebot der öster-
reichischen Regierung mitteilte, das Hauptquar-
tier des Palästinenser-Hilfswerkes der Vereinten
Nationen (nachstehend kurz „UNRWA" ge-
nannt) in Wien zu errichten.

Ich gehe davon aus, daß das Hauptquartier
der UNRWA von der österreichischen Regierung
als ein Amt der Vereinten Nationen angesehen
wird, welches unter die Bestimmungen des Ab-
schnittes 45 des Abkommens zwischen den Ver-
einten Nationen und der Republik Österreich
über den Amtssitz der Organisation der Ver-
einten Nationen für Industrielle Entwicklung
vom 13. April 1967 *) fällt, und daß demnach
der UNRWA und seinem Personal die Privilegien
und Immunitäten eingeräumt werden, die in
dem zitierten Abkommen niedergelegt sind.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 245/1967



2834 153. Stück — Ausgegeben am 5. September 1978 — Nr. 466

Ich beehre mich vorzuschlagen, daß diese Note
und Ihre Antwort ein Abkommen zwischen der
österreichischen Regierung und der UNRWA
darstellt, welches mit dem Zeitpunkt Ihrer Ant-
wortnote in Kraft tritt.

Empfangen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung

Thomas W. McElhiney

Generalkommissär

S.E.
Herrn
Dr. Willibald P a h r
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Wien
Österreich

(Übersetzung)
DER BUNDESMINISTER FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
Zl. 600.108/32-I.6/78

Wien, am 4. Juli 1978

Herr Generalkommissär!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note vom
28. Juni 1978 zu bestätigen, die folgenden
Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, . . . (es folgt der weitere
Text der UNRWA-Eröffnungsnote in deutscher
Übersetzung) . . . tritt."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die öster-
reichische Regierung der in Ihrer Note ausge-
drückten Annahme zustimmt, derzufolge das
UNRWA-Hauptquartier als ein Amt der Ver-
einten Nationen angesehen wird, welches unter
die Bestimmungen des Abschnittes 45 des Ab-
kommens zwischen den Vereinten Nationen und
der Republik Österreich über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung vom 13. April 1967 fällt,
und daß Ihre Note und diese Antwort ein Ab-
kommen zwischen der österreichischen Regierung
und der UNRWA darstellt, welches am heutigen
Tage in Kraft tritt.

Empfangen Sie, Herr Generalkommissär, den
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung

Willibald P. Pahr

Herrn
Thomas W. M c E l h i n e y

Generalkommissär der UNRWA

B e i r u t
Androsch


